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Entscheidungsdatum

17.12.2015
Norm

BFA-VG 818 Abs3

B-VG Art.133 Abs4

FPG 867

. BFA-VG § 18 heute

BFA-VG & 18 gultig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

BFA-VG § 18 gultig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
BFA-VG § 18 gultig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
BFA-VG § 18 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
BFA-VG § 18 gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
BFA-VG § 18 gultig von 13.06.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 40/2014
BFA-VG § 18 gultig von 01.01.2014 bis 12.06.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG & 18 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

—_

W O Ny AW

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

S L

-

FPG 8 67 heute

FPG § 67 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

FPG § 67 glltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
FPG § 67 glltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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6. FPG § 67 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. FPG § 67 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Eva WENDLER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der
XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehorigkeit: Bulgarien, vertreten durch RA Mag. Marius BAUMANN, gegen den
Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 18.11.2015, ZI. XXXX, beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Eva WENDLER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der
romisch 40 , geboren am romisch 40 , Staatsangehdrigkeit: Bulgarien, vertreten durch RA Mag. Marius BAUMANN,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 18.11.2015, ZI. rémisch 40, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemalR 8 18 Abs. 3 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.Der Beschwerde wird gemaf
Paragraph 18, Absatz 3, BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Mit dem im Spruch genannten Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl wurde Uber die
Beschwerdefihrerin ein auf 4 Jahre befristetes Aufenthaltsverbot gemal3 8 67 Abs. 1 und 2 FPG (Spruchpunkt I.)
erlassen. GemaR 8 70 Abs. 3 FPG wurde ein Durchsetzungsaufschub nicht erteilt (Spruchpunkt Il.). Unter Spruchpunkt
Ill. wurde der Beschwerde gegen das Aufenthaltsverbot gemaR 8 18 Abs. 3 BFA-VG die aufschiebende Wirkung
aberkannt. Begrindend wurde im Wesentlichen auf die verwaltungsstrafrechtlichen Verurteilungen verwiesen. Zur
Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde wurde ebenfalls pauschal auf die
verwaltungsstrafrechtlichen Verurteilungen verwiesen. Ndhere Ausfuhrungen fehlen.Mit dem im Spruch genannten
Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl wurde Uber die Beschwerdefiihrerin ein auf 4 Jahre befristetes
Aufenthaltsverbot gemal3 Paragraph 67, Absatz eins und 2 FPG (Spruchpunkt rémisch eins.) erlassen. GemaR
Paragraph 70, Absatz 3, FPG wurde ein Durchsetzungsaufschub nicht erteilt (Spruchpunkt rémisch zwei.). Unter
Spruchpunkt rémisch drei. wurde der Beschwerde gegen das Aufenthaltsverbot gemaf3 Paragraph 18, Absatz 3, BFA-VG
die aufschiebende Wirkung aberkannt. Begrindend wurde im Wesentlichen auf die verwaltungsstrafrechtlichen
Verurteilungen verwiesen. Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde wurde ebenfalls pauschal

auf die verwaltungsstrafrechtlichen Verurteilungen verwiesen. Nahere Ausfiihrungen fehlen.
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen ergeben sich aus dem Verwaltungsakt.

Zu Spruchteil A):

GemaR 8 18 Abs. 3 FPG kann bei EWR-BUlrgern, Schweizer Blrgern und beglinstigten Drittstaatsangehorigen die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden, wenn deren sofortige
Ausreise oder die sofortige Durchsetzbarkeit im Interesse der &ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich
ist.Gemall Paragraph 18, Absatz 3, FPG kann bei EWR-BUrgern, Schweizer Burgern und beglnstigten
Drittstaatsangehorigen die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot aberkannt werden,
wenn deren sofortige Ausreise oder die sofortige Durchsetzbarkeit im Interesse der 6ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich ist.
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In diesem Zusammenhang ist auf die zu vor Inkrafttreten des FrAG 2011 geltenden und diesbezlglich im Wesentlichen
gleichlautenden Bestimmungen des FPG ergangene Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach
gesondert zu begrinden ist, inwieweit die sofortige Ausreise des Beschwerdefihrers nach& 86 Abs. 3 FPG
(Dursetzungsaufschub) geboten sein soll. Die auf die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ordnung Bezug nehmenden
Uberlegungen, die schon bei der Entscheidung Uber die Verhidngung eines Aufenthaltsverbotes anzustellen sind,
vermogen die Begrindung fiir die Versagung eines Durchsetzungsaufschubes nicht zu ersetzen. Gleiches gilt fur
enthaltenen Uberlegungen zum Ausschluss einer aufschiebenden Wirkung der Berufung, weil die aufschiebende
Wirkung einer Berufung und die Gewahrung eines einmonatigen Durchsetzungsaufschubes von ihren Zwecken und
ihren Wirkungen her nicht vergleichbar sind (VwGH 21.11.2006, 2006/21/0171 mwN).In diesem Zusammenhang ist auf
die zu vor Inkrafttreten des FrAG 2011 geltenden und diesbeziglich im Wesentlichen gleichlautenden Bestimmungen
des FPG ergangene Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach gesondert zu begrinden ist,
inwieweit die sofortige Ausreise des Beschwerdefuhrers nach Paragraph 86, Absatz 3, FPG (Dursetzungsaufschub)
geboten sein soll. Die auf die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung Bezug nehmenden Uberlegungen, die schon
bei der Entscheidung Uber die Verhangung eines Aufenthaltsverbotes anzustellen sind, vermdgen die Begriandung fur
die Versagung eines Durchsetzungsaufschubes nicht zu ersetzen. Gleiches gilt fur enthaltenen Uberlegungen zum
Ausschluss einer aufschiebenden Wirkung der Berufung, weil die aufschiebende Wirkung einer Berufung und die
Gewdhrung eines einmonatigen Durchsetzungsaufschubes von ihren Zwecken und ihren Wirkungen her nicht
vergleichbar sind (VWGH 21.11.2006, 2006/21/0171 mwN).

Eine derartige Begrindung ist im angefochtenen Bescheid nicht enthalten.

Davon, dass seitens der Beschwerdefihrerin die Begehung weiterer Verwaltungsibertretungen unmittelbar
bevorsteht, kann zum Entscheidungszeitpunkt aufgrund der Aktenlage nicht ausgegangen werden (siehe auch die
Stellungnahme der belangten Behérde vom 04.12.2015).

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf3
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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